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I. Vorbemerkung


Der völkerrechtswidrige und imperiale Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine wird zunehmend auch als eine Bedrohung für die Sicherheit Deutschlands wahrgenommen. Er war Anlass für den ehemaligen Kanzler der Bundesrepublik Deutschland, Olaf Scholz, im Jahr 2022 die sicherheits- und verteidigungspolitische „Zeitenwende“ auszurufen. Sowohl die Ampelkoalition aus SPD, Grünen und FDP, die mittlerweile Geschichte ist, als auch die aktuell verantwortliche Bundesregierung aus CDU/CSU und SPD unter der Führung von Bundeskanzler Friedrich Merz stehen für eine uneingeschränkte Unterstützung der von Russland attackierten Ukraine. Welchen Umfang und welche Tiefe eine solche Unterstützung haben und wie sie konkret finanziell und militärisch unterfüttert werden soll, ist nach wie vor umstritten. Die Sicherheitslage verschärft sich mit der zweiten Amtszeit von US-Präsident Donald Trump, dessen Administration mal mehr, mal weniger offen die Bündnissolidarität in der NATO und gegenüber den europäischen Partnern in Frage stellt. Insbesondere besteht die Befürchtung, dass der nukleare Schutzschirm der USA droht eingeklappt zu werden, und die Europäer bald militärisch auf sich allein gestellt sein könnten.


Angesichts der militärischen Bedrohung aus dem Osten (Russland) und einer bröckelnden Bündnissolidarität im Westen (USA) soll Deutschland, so Kanzler Friedrich Merz, nicht zuletzt wegen seiner wirtschaftlichen Vormachtstellung in Europa eine militärische Führungsrolle einnehmen. Die finanziellen Weichen für diese Führungsrolle und eine verteidigungsfähige bzw. kriegstüchtige Bundeswehr sind durch diverse Sondervermögen, Beschaffungsmaßnahmen und Rüstungsprojekte gestellt. Die Devise lautet, so Kanzler Merz: „What ever it takes.“


Eine mit Waffensystemen und militärischer Ausrüstung gestärkte Bundeswehr ist jedoch, so die fast einhellige Meinung in der sicherheitspolitischen Fach-Community und in politischen Kreisen, nur dann wirklich handlungsfähig, wenn ausreichend Personal zur Verfügung steht bzw. im Fall der Landes- und Bündnisverteidigung (LV/BV) auch faktisch mobilisiert werden kann. Falls der Personalbestand der Bundeswehr nicht entsprechend erhöht werden kann, droht das Fundament der zukünftigen verteidigungspolitischen Architektur ins Wanken zu geraten. Die materielle und technologische Aufrüstung muss also mit einem entsprechenden personellen Aufwuchs einhergehen.


Zur Erinnerung: Am 1. Juli 2011 wurde die Wehrpflicht in Deutschland ausgesetzt. Die Bundesrepublik folgte dabei einem europaweiten Trend nach dem Ende des Kalten Krieges und vollzog den Übergang von einer „Pseudo-Wehrpflichtstreitkraft“ zu einer Freiwilligenstreitkraft. Eine Besonderheit im internationalen Vergleich stellte die Einführung des Freiwilligen Wehrdienstes (FWD) in Deutschland dar, mit dem die Möglichkeit für ein kurzfristiges und niederschwelliges Engagement bei der Bundeswehr geschaffen wurde. Der militärsoziologische Fachterminus „Pseudo-Wehrpflichtstreitkraft“1 verweist auf den Umstand, dass der Anteil der Wehrpflichtigen, die faktisch zum Dienst herangezogen wurden, in den Jahren vor 2011 kontinuierlich zurückgegangen war. Neben den damals neuen Anforderungen einer Armee im Einsatz und einer weltweit in unterschiedlichen Missionen operierenden Bundeswehr sprach eine gesellschaftspolitisch damals nicht mehr vertretbare Wehrungerechtigkeit für den wehrpolitischen Systemchange.


Die Wiedereinführung der Wehrpflicht in Deutschland, präziser: die Aussetzung der Aussetzung der Wehrpflicht, wird in Politik und medialer Öffentlichkeit seit dem Überfall Russlands auf seinen ukrainischen Nachbarn wieder intensiv diskutiert. Die Parteigänger der Wiedereinführung der Wehrpflicht, die sich insbesondere in denjenigen politischen Parteien (CDU/CSU) finden, die seinerzeit ihre Aussetzung vorangetrieben haben, sind überzeugt, dass die erforderliche Personalstärke der Bundeswehr für eine glaubhafte militärische Abschreckung gegenüber dem Aggressor aus dem Osten nur mit einer Wehrpflichtarmee realisiert werden kann.


Die Debatte um eine Reaktivierung der Wehrpflicht ist kaum wie eine andere politische und gesellschaftliche Debatte durch ihre Ambivalenz geprägt, soll heißen, dass fast jedes Pro-Argument zugleich sein Kontra-Argument automatisch evoziert. So spricht aus politikwissenschaftlicher Sicht einerseits für die Wehrpflicht eine angeblich bessere Integration von Streitkräften in die Gesellschaft. Sie sei Voraussetzung dafür, dass das Militär kein Eigenleben entwickelt und nicht zu einem „Staat im Staate“ wird. Andererseits steht angeblich die Professionalität und Kampfbereitschaft der Soldatinnen und Soldaten auf dem Spiel, wenn junge Menschen gegen ihren Willen herangezogen werden und die Streitkräfte moralisch schwächen. Aus ökonomischer Perspektive stellen Wehrpflichtige einerseits eine kostengünstige personelle Ressource wegen einer vergleichsweise geringen Besoldung dar, andererseits ist von einer volkswirtschaftlichen Fehlallokation von Humanressourcen auszugehen, wenn vor allem junge Personen auf dem Arbeitsmarkt nicht entsprechend ihrer Qualifikation und Produktivität eingesetzt werden können.


Wie sich im Folgenden zeigen wird, sind die jeweilige Paare von Pro- und Kontra-Argumenten typisch auch für die aktuelle Wehrpflichtdebatte. Um diesem Umstand gerecht zu werden, wird die Debatte in ihren wesentlichen Grundzügen in dieser Einführung in Dialogform aufbereitet. Dies hat den Charme einer ausgewogenen und sachlichen Darstellungsform, die sich gegen eine hierzulande oftmals hitzige und emotionale Debattenkultur wendet, die die erforderliche Gelassenheit und den wechselseitigen Respekt unter den Debattenteilnehmerinnen und -teilnehmern oftmals vermissen lässt.2 Andererseits erlaubt die Gesprächsform die Zuspitzung des einen oder anderen Arguments, was in einer linearen wissenschaftlichen Abhandlung eher unangebracht ist.


Drei Personen nehmen an den „Dialogen über Wehrpflicht“ teil, die hier kurz vorgestellt werden sollen. Alle drei Protagonistinnen sind mit den Argumenten rund um Wehrsysteme vertraut, kennen die Fachliteratur, vertreten aber auf eine undogmatische Weise eine abgrenzbare Position. Die Namen der drei politisch engagierten Wissenschaftlerinnen, die seit Jahren in unterschiedlichen Projekten zusammengearbeitet haben und die mittlerweile eine über das Fachliche hinausgehende Freundschaft verbindet, lassen bereits ihr präferiertes Wehrsystem erahnen: Honoria ist zu dem Schluss gekommen, dass die aktuellen sicherheits- und verteidigungspolitischen Herausforderungen nur mit der Reaktivierung der Wehrpflicht in Deutschland gemeistert werden können. Liboria spricht sich für die Beibehaltung des Systems einer Freiwilligenarmee aus, gesteht aber zu, dass die Potenziale bisher noch nicht ausgeschöpft wurden und auf institutioneller Ebene und bei der Attraktivität der Bundeswehr als Arbeitgeber Nachsteuerungsbedarf besteht. Phantasia, die unter den drei Freundinnen immer schon, auch bei anderen gesellschaftlichen und politischen Themen, zu einer vermittelnden Position neigte, plädiert für eine Wehrpflicht mit Freiwilligkeit – auf den ersten Blick ein Widerspruch in sich, der sich aber zum Teil auflösen lässt. Phantasias Position orientiert sich an dem zurzeit in Schweden praktizierten Modell der militärischen Personalrekrutierung. Ihre Position entspricht im Wesentlichen dem am 27. August 2025 vom Bundeskabinett auf dem Weg gebrachten Entwurf des Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes – Wehrdienst-Modernisierungsgesetz (WDModG) in Deutschland. Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Einführung befindet sich der Entwurf in der parlamentarischen Befassung, wobei davon ausgegangen werden kann, dass die Grundzüge des Gesetzes bis zur Beschlussfassung erhalten bleiben – auch wenn im Oktober 2025 eine hitzige koalitionsinterne Debatte noch vor der Einbringung des Gesetzentwurfes in den Bundestag entfachte.


Die Dialogform ist als Methode der Präsentation von wissenschaftlichen und philosophischen Erkenntnissen und Debatten leider etwas aus der Mode gekommen. Klassische Dialoge finden sich bekanntermaßen bei Sokrates, Platon (Philosophie) und Galilei (Naturwissenschaft und Astronomie). Inspiriert wurden die vorliegenden Dialoge von einem Klassiker der schottischen Aufklärungsphilosophie aus dem 18. Jahrhundert. Die „Dialoge über natürliche Religion“ von David Hume (1711–1776) erschienen posthum erstmals im Jahr 1779.3 In seinem religionsphilosophischen Hauptwerk tauschen drei Protagonisten ihre jeweilige Position zur grundlegenden Frage der Existenz Gottes und was wir über seine Eigenschaften und Attribute wissen können aus. Ohne hier ins Detail gehen zu wollen, stehen die drei Beteiligten jeweils für eine typische Sichtweise auf diese existentielle Frage. Demea personifiziert einen orthodoxen Christen, der Skeptiker Philo nimmt die Rolle eines Agnostikers bzw. Atheisten ein, und Cleanthes vertritt eine deistische Religionsauffassung. Dabei lässt sich nur indirekt erahnen, welcher der drei Auffassungen Humes‘ Sympathie galt. Man geht aber davon aus, dass, zieht man auch die übrigen Schriften des Philosophen heran, David Hume sich mit der Rolle Philos identifizieren wollte. Demea und Philo stehen für klar abgrenzbare Positionen – diese Rollen übernehmen in den „Dialogen über Wehrpflicht“ Honoria und Liboria. Die vermittelnde Position kommt Phantasia zu, eine Rolle, für die Cleanthes Pate steht.


Zugegebenermaßen ist die weltliche und sehr konkrete Wehrpflichtdebatte auf einem anderen, vielleicht niedrigeren Abstraktionsniveau als die Religionsphilosophie, und hat wohl auch nicht diesen grundlegenden Stellenwert. Dennoch sei es erlaubt, sich der Dialogform hier zu bedienen und bei einem der großen Klassiker der Erkenntnistheorie, der Moral- und der Religionsphilosophie Anleihen zu nehmen, zumal der Autor seit Jahren eine besondere Verehrung für David Hume und seine Schriften hegt.


Gegenstand der folgenden Dialoge ist das (zukünftige) Wehrsystem der Bundesrepublik Deutschland. Bei der Recherche zur vorhandenen Literatur zeigte sich schnell, dass die Argumente vielfach mit zum Teil negativem Vorzeichen bereits nach dem Ende des Kalten Krieges geführt wurden, wo nicht nur in Deutschland, sondern auch in vielen anderen europäischen Staaten, in denen noch eine Wehrpflicht bestand, über deren Abschaffung diskutiert wurde.4 Auch wenn einem manche Argumente in ihrer Grundstruktur bekannt vorkommen werden, sind die demografischen, gesellschaftlichen und vor allem die sicherheits- und verteidigungspolitischen Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland heute doch andere, die dann zu einer neuen Gewichtung der Argumente führen. Der folgende Dialog bedient sich dabei gleichermaßen wirtschafts-, politikwissenschaftlicher und soziologischer Debatten um die Wehrpflicht. Ein Schwerpunkt liegt dabei in der Verwendung von sozialwissenschaftlichen Umfragestudien, die einer anekdotischen Evidenz von Argumenten manchmal Paroli bieten. Soweit erforderlich, werden historische Bezüge hergestellt, um aufzuzeigen, dass Wehrsysteme schon in der Vergangenheit nie in Reinformen anzutreffen sind, mithin deren konkrete Ausgestaltungen hochgradig kontingent waren.


Ziel ist es, mit den „Dialogen über Wehrpflicht“ der interessierten Leserin/dem interessierten Leser eine breit angelegte Zusammenschau wesentlicher Argumente Pro und Kontra Wehrplicht zu präsentieren, die, wenn gewünscht, zu einer sachlichen und ausgewogenen eigenen Positionsbildung beitragen können. Die Dialoge sind absichtlich nicht tief gegliedert, um einem natürlichen Debattenstil und Gesprächsverlauf, der zum Teil auch etwas mäandert, Raum zu geben.


Magdeburg, im Oktober 2025









II. Dialoge über Wehrpflicht









Montag


Phantasia: Zuerst lasst mich, meine lieben Freundinnen, Euch herzlich dafür danken, dass Ihr meiner Einladung zu Dialogen über die Wehrpflicht gefolgt seid, denn ich weiß, wie sehr ihr in diesen schwierigen und bedrohten Zeiten mit Euren Vorhaben und Studien beschäftigt seid. Wir haben uns eine Woche vorgenommen, und ich denke, dass wir am Sonntag ein Fazit ziehen können. Wie Ihr Euch vorstellen könnt, Ihr, die mich seit so vielen Jahre kennt, bin ich noch auf der Suche nach einer klaren Position und einem schlüssigen Konzept, wie man das Wehrsystem zukünftig ausgestalten soll, um die Sicherheit unseres Landes gewährleisten zu können. Franz-Stefan Gady, der bekannte Militäranalyst und Politikberater aus Österreich, hat seinem 2024 erschienenen Buch den Titel „Die Rückkehr des Krieges“5 verliehen. Seine Diagnose ist ebenso kenntnisreich wie schonungslos. Gerade wir in Deutschland müssen, auch wenn es uns aufgrund unserer Geschichte und der dankenswerterweise langen Phase des Friedens, die uns beschert wurde, sehr schwerfällt, wieder ernsthaft über Krieg nachdenken. Nun, die zentrale Frage ist, ob ein solches Nachdenken zwangsläufig zur Konsequenz haben muss, unser aktuell auf Freiwilligkeit beruhendes Wehrsystem anzupassen oder gar den Schritt zurück in die Wehrpflicht zu gehen. Welche Optionen stehen uns überhaupt zur Verfügung? Ich bin gespannt auf Eure Beiträge.


Honoria: Lasst uns doch zu Beginn unserer Unterredung die Begriffe Wehrpflichtarmee und Freiwilligenarmee einmal voneinander abgrenzen. Sicher werden unsere Argumente dann klarer hervortreten, wenn die benutzten Konzepte ebenso klar sind. Der einfachere Fall ist sicherlich die Freiwilligenarmee. Dieses Rekrutierungssystem basiert auf der freiwilligen Bereitschaft, einer Armee entweder für eine begrenzte Zeit oder lebenslang zu dienen. Die Bindung an die Organisation erfolgt dann entweder über einen temporären Kontrakt oder über ein in der Praxis oftmals vorfindbares beamtenähnliches Dienstverhältnis. Die Motivation für eine solche freiwillige Verpflichtung kann vielfältig sein und sich von Fall zu Fall unterscheiden. Dabei spielen berufsbezogene Bedürfnisse, ein professionelles Selbstverständnis, aber auch die Bereitschaft, seinem Land dienen und es im Ernstfall auch mit der Waffe verteidigen zu wollen, eine Rolle. Eine Freiwilligenarmee steht vor der Herausforderung, ihr Personal auf dem freien Arbeitsmarkt rekrutieren zu müssen und geeignete Anreize zu setzen – aber darauf kommen wir bestimmt noch genauer zu sprechen. Der Begriff „Berufsarmee“ trifft den Sachverhalt eigentlich nicht, denn in der empirischen Wirklichkeit setzten sich Freiwilligenarmeen in der Regel vor allem aus temporär Dienenden und nur zum kleineren Teil aus lebenslang verpflichteten Soldatinnen und Soldaten zusammen.


Liboria: Du hast völlig Recht, Honoria. Man sollte nicht müde werden, dies zu betonen: Gerne wird die deutsche Reichswehr nach dem Ersten Weltkrieg als Beispiel für eine Berufsarmee herangezogen, aber auch in ihr waren die Mehrzahl der Soldaten „nur“ Zeitsoldaten. Die minimale wie die maximale Stehzeit in der Reichswehr war durch die Bestimmungen des Versailler Vertrages vorgegeben, wobei unterschiedliche Stehzeiten nach Dienstgradgruppen, also Offiziere, Unteroffiziere und Mannschaften, Laufbahnen und Verwendungen galten.6 Aber ich wollte Dich nicht unterbrechen…


Honoria: Danke für Deinen Hinweis. Etwas komplizierter verhält es sich mit dem Begriff der Wehrpflichtarmee. Von einer Wehrpflichtarmee wollen wir sprechen, wenn sich die Streitkräfte eines Landes ganz oder zum Teil aus Wehrpflichtigen zusammensetzen. Grundlage ist dabei eine gesetzliche Pflicht von Bürgerinnen und Bürgern oder abgrenzbaren Teilen von ihnen, wenigstens temporär Militärdienst zu leisten. Für den Fall der Bundesrepublik Deutschland gelten, wie Ihr wisst, folgende gesetzliche Grundlagen: Die Wehrpflicht für Männer wurde mit dem Inkrafttreten des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) vom 21. Juli 1956 eingeführt. Zum 1. April 1957 fand erstmals eine Einberufung statt. Grundsätzlich waren alle deutschen Männer wehrpflichtig, die nach dem 30. Juni 1937 geboren wurden. Im Jahr 1968 wurde dann im Grundgesetz (GG) in Artikel 12a folgendes verankert: „(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet werden.“ Das WPflG § 3 begrenzt dabei die Altersspanne nach oben. Der entsprechende Paragraph lautet: „(3) Die Wehrpflicht endet mit Ablauf des Jahres, in dem der Wehrpflichtige das 45. Lebensjahr vollendet. (4) Bei Offizieren und Unteroffizieren endet die Wehrpflicht mit Ablauf des Jahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden.“ Die Wehrpflicht in Deutschland war bis zu ihrer Aussetzung im Jahr 2011 eine sogenannte selektive Wehrpflicht, denn gut die Hälfe der Bevölkerung, also Frauen, waren von ihr schon mal grundsätzlich befreit, und sie galt – wie ich ausgeführt habe – nur für bestimmte statusgebundene Altersspannen. Würde die Aussetzung der Wehrpflicht wieder zurückgenommen – für eine solche Entscheidung wäre eine einfache Mehrheit im Deutschen Bundestag erforderlich – dann würde sie aller Voraussicht wieder als selektive Wehrpflicht realisiert. Wollte man etwa, was ja heute auch diskutiert wird, die Wehrpflicht auch für Frauen einführen, müsste man dagegen das Grundgesetz ändern, was nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit im Deutschen Bundestag möglich wäre.


Phantasia: Vollinklusive Wehrpflichtsysteme sind praktisch nie eingeführt oder umgesetzt worden. Auch historisch betrachtet waren Wehrpflichtsysteme immer status-, alters- oder geschlechtsgebunden – also selektiv. Der Ursprung der Wehrpflicht geht zurück auf das Ende des 18. Jahrhunderts; sie taucht erstmals nach der Französischen Revolution im Jahr 1789 auf.7 Die Wehrpflicht für unverheiratete Franzosen männlichen Geschlechts zwischen 18 und 25 Jahren wurde am 23. August 1793 in einem Gesetz über die allgemeine Volksbewaffnung eingeführt. Allgemeine Volksbewaffnung deshalb, weil die übrige Nation sich an den Kriegsanstrengungen ebenso beteiligen musste. Wie Ihr wisst, scharten sich in dieser Zeit die europäischen Monarchien um das revolutionäre Frankreich mit dem Ziel, den Funken der Revolution nicht auf ihren Machtbereich überspringen zu lassen. Ergebnis waren die sogenannten Koalitions- bzw. Revolutionskriege von 1792 bis 1802, in denen Österreich, Preußen, Großbritannien, Russland und andere europäische Staaten den Umsturz in Frankreich wieder rückgängig machen wollten. Diesem Ansturm sollte mit der „levée en masse“, der Aushebung der Massen, ein tragfähiges – wenn ich es einmal in der Gegenwartssprache formulieren darf – militärisches Personalgewinnungsinstrument entgegengesetzt werden. Die Armeen der rivalisierenden europäischen Staaten waren damals vor allem absolutistische, stehende Heere, die sich aus Söldnern zusammensetzten.8 Nun aber zurück nach Frankreich und den Schwenk zur Jetztzeit: Lazare Nicholas Marguérite Carnot (1753–1832), der eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der allgemeinen Volksbewaffnung spielte, wird der Satz zugeschrieben: „Tout citoyen est né soldat.“ Jeder Bürger und auch jede Bürgerin, sind, so könnte man es geschlechterinklusiv übersetzen, ein geborener Soldat bzw. eine geborene Soldatin!


Liboria: Und der preußische General und Militärreformer Gerhard von Scharnhorst (1755–1813) sekundierte: „Jeder Bewohner eines Landes ist der geborene Verteidiger desselben.“ In diesem Ausspruch steckt, wie ihr sehen werdet, sehr viel für die aktuelle Debatte um unser aktuelles und zukünftiges Wehrsystem in Deutschland. Lasst mich meine Argumente einmal mit einem Widerspruch zu Scharnhorst, aber in seiner Diktion beginnen, indem ich behaupte: „Nicht jeder Bewohner und nicht jede Bewohnerin eines Landes sind der geborene Verteidiger bzw. die geborene Verteidigerin eines Landes, und nicht jeder Bewohner bzw. nicht jede Bewohnerin wäre bereit, selbst wenn er/sie zur Verteidigung grundsätzlich in der Lage wäre, gerade das Land zu verteidigen, in dem er/sie zufälligerweise geboren wurde.“ Es geht also mit anderen Worten um die Fähigkeit, einem Land militärisch dienen zu können, und um die Bereitschaft, ihm dienen zu wollen. Nennen wir den ersten Aspekt „persönliche Verteidigungsfähigkeit“ und den zweiten „persönliche Verteidigungsbereitschaft“. Bei der persönlichen Verteidigungsfähigkeit müssen wir uns nicht lange aufhalten, denn die Restriktionen liegen auf der Hand. Nicht Jeder und nicht Jede kann zum Dienst an der Waffe herangezogen werden, da oft die physischen und psychischen Voraussetzungen für den Militärdienst schlichtweg nicht vorhanden sind. Dies ist selbst in Kreisen der Befürworter einer allgemeinen Wehrpflicht unstrittig. Im WPflG § 9 heißt es hierzu lapidar: „Zum Wehrdienst wird nicht herangezogen, wer nicht wehrdienstfähig ist.“ Grundlage bildet die Musterung und ein ärztliches Urteil, das Tauglichkeitsgrade festsetzt, also Wehrdienstfähigkeit, vorübergehende Nicht-Wehrdienstfähigkeit oder Nicht-Wehrdienstfähigkeit „diagnostiziert“. Zudem gibt es eine Reihe von Gründen für den Ausschluss vom Wehrdienst – aber dies lässt sich ja alles im WPflG in den §§ 10 und 11 nachlesen. All diese Regelungen sind, um es zu wiederholen, zurzeit außer Kraft gesetzt, und erst mit der Feststellung des sogenannten Spannungs- oder Verteidigungsfalls würden sie wieder greifen. Wie steht es aber heute um die persönliche Verteidigungsbereitschaft in der Bundesrepublik, die man ja losgelöst von den angesprochenen gesetzlichen Grundlagen empirisch ermitteln kann?


Honoria: Das dürfte das Stichwort für mich sein, wenn Ihr beide erlaubt, denn wie Euch die letzten Jahre nicht entgangen sein dürfte, hege ich eine besondere Passion für die Erforschung sicherheits- und verteidigungspolitischer Einstellungen, ja ganz allgemein für die Umfrageforschung. Und ohne Zweifel richtet sich der Blick von Politikerinnen und Politikern sowie von vielen höheren Militärs heutzutage bei Problemen schnell auf die öffentliche Meinung, d.h. wie die Wählerinnen und Wähler über einen Gegenstand oder einen Sachverhalt denken. Und die Meinungs und Einstellungsforschung ernährt mittlerweile viele der Sozialwissenschaftlerinnen und Sozialwissenschaftler hierzulande, die – zum Leidwesen der politischen Entscheidungsträger – nicht selten mit widersprüchlichen und uneindeutigen Befunden zum gesellschaftlichen Meinungsklima aufwarten. So ist dies zweifelsohne der Fall, wenn man nach der persönlichen Verteidigungsbereitschaft der Deutschen fragt. Abstützen möchte ich mich dabei auf eine belastbare und seriöse Studie, nämlich die jährliche Bevölkerungsumfrage zum sicherheits- und verteidigungspolitischen Meinungsbild des Zentrums für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr aus Potsdam. Die aktuell vorliegende Umfrage stammt aus dem Frühjahr 2025 und basiert auf einer repräsentativen Erhebung mittels persönlicher Fragebogeninterviews bei über 2.000 Personen in der Bundesrepublik. Das Langzeitprojekt kann – und das ist ein echtes Alleinstellungskriterium – auf jährliche Erhebungen bis in das Jahr 1996 zurückgreifen. Ich habe die Studie von Timo Graf gerade zur Hand und möchte daraus ein zentrales Ergebnis zitieren: „Einen Mangel an ‚freiwilligen Kämpferinnen und Kämpfern‘ im wehrfähigen Alter gibt es nicht: Eine Mehrheit der Männer erklärt sich zur Verteidigung Deutschlands mit der Waffe bereit. Allein in der Gruppe der 20–40-Jährigen bekunden 54 Prozent der Männer und 23 Prozent der Frauen ihre persönliche Verteidigungsbereitschaft. In absoluten Zahlen entspräche das gemäß Zensus mehr als fünf Millionen Männern und mehr als zwei Millionen Frauen.“9 Nun, verehrte Liboria, verehrte Phantasia, haben Carnot und Scharnhorst im Grunde nicht vielleicht doch recht, wonach wenigsten unter den Männern im wehrfähigen Alter im engeren Sinne eine absolute Mehrheit die „geborenen Verteidiger ihres Landes“, d.h. in diesem Fall der Bundesrepublik Deutschlands, sind? Und stand man im revolutionären Frankreich (Carnot) und in Deutschland kurz vor den Befreiungskriegen (Scharnhorst) nicht vor einer ähnlichen und ernsten Bedrohungslage wie in Europa heute?


Liboria: Ob die verteidigungs- und sicherheitspolitischen Herausforderungen um das Jahr 1800 Parallelen zur Gegenwart in einem durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine aufgeweckten Deutschland aufweisen, steht auf einem anderen Blatt. Aber ich ahne schon, Honoria, auf was Du hinauswillst! Aber lasst uns doch, bevor wir über die Umfragen zur Verteidigungsbereitschaft auf die Frage der Notwendigkeit, die Wehrpflicht zu reaktivieren, gelangen – und ich gehe mal davon aus, dass wir da zu ganz unterschiedlichen Schlüssen kommen werden –, einen objektiven Blick auf die aktuelle Personalstärke der Bundeswehr werfen. Mit welchen Umfängen an unterschiedlichen Statusgruppen haben wir es denn heute zu tun? Ich denke, dass Phantasia, die die Zahlen, Daten und Fakten immer genau verfolgt, hierzu kompetent Auskunft geben kann.


Phantasia: Ja, meine lieben Freundinnen, ich kann natürlich mit den aktuellen Zahlen aufwarten.10 Derzeit sichern über 260.000 Menschen, davon ca. 182.500 in Uniform und ca. 80.770 in zivil, die personelle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr. Der relativ hohe Anteil von Bundeswehrangehörigen in zivil mag vielleicht erstaunen, aber dies hängt mit dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland zusammen. Dort ist in Artikel 87b festgelegt: „(1) Die Bundeswehrverwaltung wird in bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau geführt. Sie dient den Aufgaben des Personalwesens und der unmittelbaren Deckung des Sachbedarfs der Streitkräfte.“ Die Aufspaltung der Bundeswehr in Streitkräfte und Bundeswehrverwaltung hatte historisch betrachtet im Wesentlichen zwei Zielsetzungen: Die Streitkräfte sollten sich einerseits auf ihren Kernauftrag konzentrieren können und von Verwaltungsaufgaben entlastet werden, andererseits war intendiert, dass die Bundeswehrverwaltung nach den allgemeinen Regeln des öffentlichen Rechts handelt und nicht dem militärischen Befehls- und Gehorsamsprinzip unterliegt. Aber sehen wir uns die Gruppe der Soldatinnen und Soldaten doch genauer an – denn für die Frage der Wehrpflicht ist erst einmal nur diese interessant. Übrigens: Eine wie auch immer geartete Verpflichtung für den Dienst in der Bundeswehrverwaltung, das sei an dieser Stelle erwähnt, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland nicht, und ich kann mich nicht entsinnen, dass eine solche Debatte jemals geführt wurde. Nun, die zahlenmäßig größte Gruppe stellen die Soldatinnen und Soldaten auf Zeit (SaZ), die aktuell einen Umfang von 112.789 Personen umfasst, was einem Anteil von 62 Prozent des gesamten militärischen Personals entspricht. Sie verpflichten sich für einen Zeitraum von zwei bis 25 Jahren. Sie bringen oft einen zivilen Beruf mit und kehren nach ihrer Militärzeit ins zivile Berufsleben zurück, wenn sie sich nicht für eine lebenslange Karriere als Berufssoldatin bzw. Berufssoldat (BS) entscheiden. Jene Gruppe bildet den zahlenmäßig zweitgrößten Block in den Streitkräften mit absolut 57.688 Personen, was einem Anteil von 31 Prozent des militärischen Personals entspricht. Die Berufssoldatinnen und -soldaten bilden den Kern der Streitkräfte. Sie binden sich für ihr ganzes Berufsleben an das Militär und rekrutieren sich in der Regel aus Soldatinnen und Soldaten auf Zeit. Auf Antrag und in einem Auswahlverfahren besteht die Möglichkeit, am Ende eines Dienstverhältnisses auf Zeit als Berufssoldatin bzw. Berufssoldat vom Dienstherrn übernommen zu werden. Und dann gibt es noch eine Besonderheit im bundesrepublikanischen Wehrsystem: Den Freiwilligen Wehrdienst (FWD).11 Er wurde als niedrigschwelliger Einstieg in die Soldatenkarriere konzipiert. Rekrutinnen und Rekruten verpflichten sich für sieben bis 23 Monate, um einen Einblick in den Truppenalltag zu bekommen. Wollen sie im Anschluss bei der Bundeswehr bleiben, können sie sich als Soldatin bzw. Soldat auf Zeit länger verpflichten. Zurzeit zählt die Bundeswehr 11.818 Freiwilligen Wehrdienstleistende (FWDL), was einem Anteil von 6 Prozent des militärischen Personals entspricht. Hinzu kommen noch 201 Freiwillig Wehrdienstleistende im Heimatschutz, eine Option, die bisher nur selten wahrgenommen wird.
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